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Das Bundeskabinett hat am 16.8.2023 den Entwurf für ein Zukunftsfinanzierungsgesetz (ZuFinG) beschlossen (vgl. PM des BMJ

Nr. 49/2023 vom gleichen Tag). Der Gesetzentwurf solle durch ein umfangreiches Maßnahmenpaket den deutschen Finanz-

standort stärken und die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Start-ups, Wachstumsunternehmen und KMU verbessern.

Mit dem ZuFinG solle die marktbasierte Finanzierung am deutschen Kapitalmarkt erleichtert werden. Damit werde zum einen

die Position des Finanzstandorts Deutschland im internationalen Wettbewerb gestärkt, zum anderen würden ökonomische Im-

pulse gesetzt. Ein attraktiverer Kapitalmarkt und verbesserte Finanzierungsmöglichkeiten werden es vor allem Start-ups und

Wachstumsunternehmen erleichtern, neues Kapital für Investitionen aufzunehmen. Damit könnten innovative Entwicklungen

und technologischer Fortschritt in Deutschland vorangetrieben werden. Zusätzlich werden junge Unternehmen wie auch eta-

blierte KMU im Wettbewerb um internationale Fachkräfte von neuen steuerrechtlichen Regeln für die Mitarbeiterkapitalbeteili-

gung profitieren. Im Rahmen der geplanten Maßnahmen werden mit dem ZuFinG im Zusammenspiel mit dem im sog. Listing

Act auf europäischer Ebene angestrebten Erleichterungen u.a. bestehende nationale Spielräume genutzt, um die Hürden für

den Kapitalmarktzugang zu senken und den Gang an die Börse zu erleichtern. Weiter will das ZuFinGmit attraktiven Regelungen

bei der Mitarbeiterkapitalbeteiligung die deutsche Wirtschaft im Fachkräftewettbewerb stärken. Beschäftigte können künftig

auch finanziell besser an der Entwicklung ihres Unternehmens teilhaben. Das Deutsche Aktieninstitut (DAI) begrüßt, dass insbe-

sondere im Aktienrecht und bei den Rahmenbedingungen für Mitarbeiterkapitalbeteiligungen deutliche Verbesserungen ge-

genüber dem Referentenentwurf beschlossenwurden (vgl. PM DAI vom 16.8.2023).

Uta Wichering,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Zu den Voraussetzungen der Anerken-

nungeinerRechtsnormalsSchutzgesetz i. S. d.

§ 823Abs. 2 BGB (hier: § 353dNr. 3 StGB)

a) Die Anerkennung einer Rechtsnorm als Schutz-

gesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB setzt unter

anderem voraus, dass die Schaffung eines indivi-

duellen – unter Umständen zusätzlichen – An-

spruchs sinnvoll und imLichtedes haftungsrechtli-

chen Gesamtsystems tragbar erscheint. Bei dieser

Beurteilung ist in umfassenderWürdigung des ge-

samten Regelungszusammenhangs, in den die

Norm gestellt ist, zu prüfen, ob es in der Tendenz

des Gesetzgebers liegen konnte, an die Verletzung

des geschützten Interesses die deliktische Ein-

standspflicht des dagegen Verstoßendenmit allen

damit zugunsten des Geschädigten gegebenen

Haftungs- und Beweiserleichterungen zu knüpfen.

In diesemZusammenhangkannes eineRolle spie-

len,obderGeschädigte inausreichenderWeise an-

derweitig abgesichert und ein deliktischer Schutz

derselben Interessen über § 823 Abs. 2 BGB des-

halb entbehrlich ist. Ebenso ist zu berücksichtigen,

ob ein durch ein Schutzgesetz geschaffener An-

spruch imWiderspruchzuallgemeinenRechtsprin-

zipien stünde, und zu fragen, ob dieser Wider-

spruchwirklichgewollt ist.

b) Zur Frage, ob § 353d Nr. 3 StGB ein Schutzge-

setz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB darstellt.

c) Private Tagebuchaufzeichnungen, die von den

Strafverfolgungsbehörden beschlagnahmt wur-

den, sind keine amtlichen Dokumente des Straf-

verfahrens im Sinne von § 353d Nr. 3 StGB.

d) Dem wörtlichen Zitat kommt wegen seiner

Belegfunktion ein besonderer Dokumentations-

wert im Rahmen einer Berichterstattung zu. Es

dient dem Beleg und der Verstärkung des Aussa-

gegehalts und hat deshalb eine besondere

Überzeugungskraft.

BGH, Urteil vom 16.5.2023 – VI ZR 116/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1921-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Dieselverfahren – Ausgang des ver-

waltungsgerichtlichen Verfahrens für Zivil-

rechtsstreit nicht vorgreiflich

Geht der Hersteller eines vom sogenannten Die-

selskandal betroffenenFahrzeugsmitderAnfech-

tungsklage gegen die nachträgliche Anordnung

vonNebenbestimmungenzueiner EG-Typgeneh-

migung vor, ist der Ausgang des verwaltungsge-

richtlichen Verfahrens für einen Zivilrechtsstreit

nichtvorgreiflich, indemderKäuferdesFahrzeugs

den Fahrzeughersteller wegen einer deliktischen

Schädigung inAnspruchnimmt.

BGH, Beschluss vom 24.7.2023 – VIa ZB 10/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1921-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Handwerker-Widerruf: Widerrufsrecht

bei Vertragsschluss bei gleichzeitiger Anwe-

senheitderParteienaußerhalb vonGeschäfts-

räumen

Ein Vertragsschluss bei gleichzeitiger Anwesen-

heit der Parteien außerhalb von Geschäftsräu-

men im Sinne des § 312b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

BGB liegt nicht vor, wenn der Verbraucher ein

vom Unternehmer am Vortag unterbreitetes An-

gebot am Folgetag außerhalb von Geschäftsräu-

men lediglich annimmt.

BGH, Urteil vom 6.7.2023 – VII ZR 151/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1921-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Pfändbarkeit vonAnsprüchen gegen

VersorgungswerkeinerArchitektenkammer

1. Ansprüche gegen das Versorgungswerk der

Architektenkammer Baden-Württemberg sind

trotz ihrer Unabtretbarkeit grundsätzlich wie Ar-

beitseinkommen in den Grenzen von §§ 850c ff.

ZPO pfändbar (Fortführung von BGH, Beschluss

vom 25. August 2004 – IXa ZB 271/03, BGHZ

160, 197; Beschluss vom 28. März 2007 – VII ZB

43/06, MDR 2007, 907).

2. Die mit einer Pfändung verbundene Beschlag-

nahme erstreckt sich ohne weiteres auf alle Ne-

benrechte, die im Fall einer Abtretung oder ei-

nes gesetzlichen Forderungsübergangs nach

§§ 401, 412 BGB mit auf den neuen Gläubiger

übergehen. Mit der Pfändung der Ansprüche auf

Zahlung des Altersruhegelds gemäß § 24 Abs. 1

Nr. 2, § 27 Satzung Versorgungswerk der Archi-

tektenkammer Baden-Württemberg (Satzung

AK BW) für Vergangenheit, Gegenwart und Zu-

kunft wird das Recht, einen Leistungsantrag

nach § 24 Abs. 5 Satzung AK BW – auch rückwir-

kend – zu stellen, umfasst. Dem steht der sozial-

rechtlich gebotene Schutz des unpfändbaren

Stammrechts eines berufsständischen Altersru-

hegelds nicht entgegen.

BGH, Beschluss vom 5.7.2023 – VII ZB 3/20
(Amtliche Leitsätze)

 Die Entscheidung wird demnächst mit einem

Kommentar von Schmittmann abgedruckt.

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1921-4

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Elektronisch geführtes Handelsregis-

ter: Verschmelzungs-Eintragung ist allge-

meinkundige Tatsache

Die im Internet über das Gemeinsame Register-

portal der Länder (www.handelsregister.de) aus

dem elektronisch geführten Handelsregister er-

sichtliche Eintragung der Verschmelzung zweier

Rechtsträger ist eine allgemeinkundige Tatsache

im Sinne von § 727 Abs. 1 und 2 ZPO.

BGH, Beschluss vom 24.5.2023 – VII ZB 69/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-1921-5

unterwww.betriebs-berater.de
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